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Prävention von linker Militanz 
und Linksextremismus
Systematische Übersicht und Erkenntnisse zur Evaluation

Marcus Kober
Gewalttätige Ausschreitungen bei Großereignissen wie dem G20-Gip-
fel 2017 in Hamburg werfen die Frage auf, ob Gefahren durch den Links
extremismus bzw. linke Militanz unterschätzt wurden. Der Staat misst 
der Extremismusprävention seit einigen Jahren eine hohe Bedeutung bei 
und fördert seit 1992 entsprechende Programme und Maßnahmen.  
Deren Anzahl ist im Bereich des Linksextremismus deutlich geringer als in 
anderen Extremismusbereichen.  
Zu keinem Projekt der Linksextremismusprävention liegt ein öffentlich  
zugänglicher Evaluationsbericht vor. Das NZK ist dennoch der Frage nach-
gegangen, ob die vorhandenen Informationen aus Programmevaluationen 
sowie parlamentarischen Anfragen Rückschlüsse auf die Präventionspraxis, 
ihre Probleme und Verbesserungsmöglichkeiten zulassen. In einer Anfang 
2019 veröffentlichten Forschungssynthese sind die Ergebnisse und Emp-
fehlungen präsentiert (beim NZK als Download oder Druckstück erhältlich). 
Nachfolgender Artikel fasst die wesentlichen Inhalte zusammen. 

Militante Gewalt begründet 
Handlungsbedarf

Anlässlich des G20-Gipfels im Juli 
2017 kam es in Hamburg zu gewalttä-
tigen Ausschreitungen. Die Nachrich-
ten waren geprägt von Bildern, die 
Stein- und Flaschenwürfe auf Polizis-
ten, Schneisen der Verwüstung ent-
lang ganzer Straßenzüge, brennende 
Fahrzeuge und Plünderungen von La-
denlokalen zeigten. Ähnlich wie dies 
bereits im März 2015 bei Protesten ge  
gen die Eröffnung des Neubaus der 
Europäischen Zentralbank in Frankfurt 
der Fall gewesen ist, hat die Brutalität 
dieser Bilder eine öffentliche Diskus-
sion über die Gefährlichkeit des Links-
extremismus ausgelöst. Befragungen 
von Demonstrationsteilnehmern wei-
sen darauf hin, dass diese deutliche 

Kritik am kapitalistischen System for-
mulieren, mehrheitlich jedoch keine 
demokratiefeindlichen Einstellungen 
vertreten. Dies gilt auch für solche 
Teilnehmer, die angaben, radikaleren 
Gruppen des linken Spektrums nahe-
zustehen (Scharf 2018 S. 40).

Es zeichnet sich ab, dass aufseite 
der Gipfelgegner sogenannte (Post-) 
Autonome für einen großen Anteil der 
begangenen Straftaten verantwort-
lich gewesen sind. Den Autonomen 
scheint es zudem gelungen zu sein, 
eine hohe Anzahl mehr oder weniger 
unpolitischer Trittbrettfahrer zu mo-
bilisieren (Pfahl-Traughber 2017). Doch 
bedarf es weiterer Analysen, um die 
vielfältigen Konfliktdynamiken zu er-
klären, die zur Eskalation der Gewalt 
beigetragen haben. Unter anderem 

muss eingehender untersucht wer-
den, welchen Anteil das polizeiliche 
Einsatzkonzept sowie das taktische 
Vorgehen der Polizei auf den Verlauf 
der Demonstrationen und die eskalie-
rende Gewalt gehabt haben (Haunss 
et al. 2017, S. 30). Wissenschaftler re-
sümieren, dass die gewaltsame Eska-
lation anlässlich des G20-Gipfels nicht 
unmittelbar auf strategische Kalküle 
zurückzuführen sei, sondern interpre-
tieren die Geschehnisse als wechsel-
seitige Eskalationen von Demonst-
ranten und Polizei, die grundsätzlich 
hätten vermieden werden können 
(Ullrich 2018, S. 79). 

Dennoch stellt sich die Frage, ob 
angesichts der Relevanz, die in den 
letzten Jahren der Bekämpfung des 
rechten und religiös motivierten Ext-
remismus beigemessen wurde, Gefah-
ren durch den Linksextremismus und 
linke Militanz in Deutschland mögli-
cherweise unterschätzt wurden. 

Während über Parteigrenzen hin-
weg Einigkeit über die Notwendigkeit 
einer entschlossenen Strafverfolgung 
besteht, werden der Bedarf und die 
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Erfolgsaussichten präventiver Ansät-
ze in diesem Bereich des politischen 
Extremismus unterschiedlich einge-
schätzt. Die wissenschaftliche Beglei-
tung des Bundesprogramms „Initiati-
ve Demokratie stärken“ etwa kommt 
in ihrem Abschlussbericht zu dem Er-
gebnis, dass der Bedarf für einen flä-
chendeckenden Programmbereich 
zur Prävention von Linksextremismus 
im Jugendalter (bezogen auf das Jahr 
2014) nicht gegeben sei (Leistner et al. 
2014, S. 142). Im Gegensatz dazu sieht 
etwa Siewert (2018, S. 7) linksextre-
mistische Gewalt als ein nicht zu ver-
nachlässigendes Phänomen an und 
fordert daher ausreichende Kapazitä-
ten für die Präventions- und Bildungs-
arbeit auf Bundes- und Länderebene 
zur Verfügung zu stellen, da es in die-
sem Bereich bisher an politischer An-
erkennung und Rückendeckung fehle.

Extremismus und Politisch  
motivierte Kriminalität (PMK)

Vor der Konzeption jeder präventi-
ven Maßnahme sollte eine Begründung 
stehen, die ein definierbares Problem 
oder ein Anliegen beinhaltet und prä-
ventives Handeln rechtfertigt (Beel-
mann 2013, S. 359). Es bedarf insofern 
der Definition eines Problems, dessen 
Ausmaß und Qualitäten beschrieben 
werden können. Wie im Folgenden skiz-
ziert wird, bereitet beides im Fall des 
Linksextremismus Schwierigkeiten.

Der Begriff „Linksextremismus“ 
findet umgangssprachlich, bei Ver-
fassungsschutz- und Sicherheitsbe-
hörden ebenso Verwendung wie in 
den Medien und in Teilen der Wissen-
schaft, doch ist er in hohem Maße um-
stritten. Der Versuch einer Bestim-
mung führt in der Wissenschaft wie 
auch in der öffentlichen Diskussion 
regelmäßig zu ausgiebigen Disputen, 
die eine Auseinandersetzung mit die-
sem gesellschaftlichen Phänomen be-
reits im Grundsatz erschweren.

Eine politikwissenschaftlich orien-
tierte Definition des Begriffs Linksext-
remismus lautet, dass es sich dabei um 
eine Sammelbezeichnung für alle poli-
tischen Auffassungen und Bestrebun-
gen handelt, die im Namen der Forde-
rung nach einer von sozialer Gleichheit 
geprägten Gesellschaftsordnung die 
Normen und Regeln eines modernen 
demokratischen Verfassungsstaates 
ablehnen (Pfahl-Traughber 2014a S. 23).

Neben einer solchen, besonders 
auf die Verfassungsfeindlichkeit des 
Linksextremismus abzielenden, poli-

tikwissenschaftlichen Definition be-
nennt eine an Uwe Backes angelehnte, 
sogenannte positive Extremismusde-
finition folgende Merkmale, die allen 
extremistischen Ideologien zu eigen 
seien: ein geschlossenes Weltbild und 
dichotome Realitätswahrnehmun-
gen (Denken in kompromisslosen Ge-
gensatzpaaren), die Reklamation von 
Wahrheitsmonopolen, eine mindes-
tens abstrakte Bereitschaft, diese 
auch gewaltsam umzusetzen, zudem 
die Konstruktion von Feindbildern so-
wie eine Neigung zu Verschwörungs-
theorien (van Hüllen 2013, S. 490). 

Von der Verfassungsfeindlichkeit als 
zentralem Element zur Kennzeichnung 
von Extremismus lösen sich die Sicher-
heitsbehörden mit der Erfassung po-
litisch motivierter Kriminalität in ei-
ner eigens geschaffenen Statistik. Seit 
2001 werden in Deutschland begange-
ne politische Straftaten in einer eige-
nen Statistik zur Politisch motivierten 
Kriminalität (PMK) erfasst. In den Be-
reich PMK-links fallen Straftaten, 

„wenn in Würdigung der Umstän-
de der Tat und/oder der Einstel-
lung des Täters Anhaltspunkte dafür 
vorliegen, dass sie nach verständi-
ger Betrachtung (z. B. nach Art der 
Themenfelder) einer „linken“ Ori-
entierung zuzurechnen sind, ohne 
dass die Tat bereits die Außerkraft-
setzung oder Abschaffung eines Ele-
mentes der freiheitlich demokrati-
schen Grundordnung (Extremismus) 
zum Ziel haben muss“ (Deutscher 
Bundestag 2010, S. 4).
Das Definitionssystem PMK stellt 

die tatauslösende Motivation unab-
hängig vom Merkmal der Systemüber-
windung in den Mittelpunkt (Ziercke 
2006, S. 63). Die Erfassung löst sich 
vom Extremismusbegriff, weil auf die-
se Weise auch neue Kriminalitätsphä-
nomene erfasst werden können, die 
zwar politisch motiviert, dabei jedoch 
nicht zwangsläufig gegen die freiheit-
lich demokratische Grundordnung ge-
richtet sind. 

Den hier nur angerissenen Defini-
tions- und Abgrenzungsproblemen 
haben sich auch Bundesprogramme 
gestellt, die u. a. die Entwicklung von 
Projekten zur Vorbeugung von Links-
extremismus zum Ziel hatten. Auf-
grund praktischer Schwierigkeiten 
vieler Projektbeteiligter, ihre Zielgrup-
pen im Themenbereich Linksextremis-
mus hinreichend genau bestimmen zu 
können, wurde dieser Förderbereich 
im aktuellen Bundesprogramm zur Ex-
tremismusprävention „Demokratie le-
ben!“ mit „linke Militanz“1 betitelt.

Die Phänomene Links- 
extremismus & linke Militanz 

Zur Beschreibung der Phänomene 
Linksextremismus bzw. linke Militanz 
lassen sich eine Einstellungs- und eine 
Verhaltensdimension unterscheiden. 
Fraglich ist daher, wie hoch der Anteil 
von Menschen in der Bevölkerung ist, 
die linksextremistische bzw. gewalt-
legitimierende Meinungen und Ein-
stellungen teilen. Fälle, in denen aus 
solchen Einstellungen ein entspre-
chendes Verhalten (z. B. die Anwen-
dung politisch motivierter Gewalt) 
resultiert, kennzeichnen die Verhal-
tensdimension. 

Um die umstrittene Frage nach dem 
Ausmaß des Linksextremismus besser 
einschätzen zu können, werden daher 
im Folgenden drei Indikatoren in den 
Blick genommen. Erstens die Anzahl 
der Personen, die von Sicherheitsbe-
hörden dem Linksextremismus zu-
gerechnet werden. Als ein weiterer 
Indikator zur Bewertung des Problem-
ausmaßes werden Kriminalstatistiken, 
insbesondere zur politisch motivier-
ten Kriminalität, herangezogen. Drit-
tens werden Forschungsergebnisse 
zur Verbreitung linksextremistischer 
Einstellungen in der Bevölkerung − als 
Gradmesser des gesellschaftlichen Zu-
stimmungs- und Unterstützungspo-
tenzials − betrachtet.

Personen, die dem Linksextremismus  
zugerechnet werden

Das Bundesamt für Verfassungs-
schutz beziffert die Anzahl linksex-
tremistischer Personen in Deutsch-
land für das Jahr 2017 mit 29 500 (2016: 
28 500), von denen wiederum 9000 
(8500 im Jahr 2016) als gewaltorien-
tiert eingeschätzt werden (van Hül-
len 2018, S. 35).

Mit 7000 Personen bilden die Auto-
nomen die mit Abstand größte Grup-
pe im Bereich des gewaltorientierten 
Linksextremismus (Bundesministe-
rium des Innern, für Bau und Heimat 

1	 Die wissenschaftliche Begleitung des Bundespro-
gramms „INITIATIVE DEMOKRATIE STÄRKEN“ beschreibt 
mit dem Begriff der linken Militanz problematische 
Phänomene als Ausdruck gesellschaftlichen Protest-
geschehens in der Jugendphase, die als Teil umfas-
senderer Protestkulturen verortet werden können. 
Diese ist jedoch weder durch geschlossene Weltbilder 
noch durch eine Gegnerschaft gegenüber der De-
mokratie verbundenen Organisationsstrukturen ge-
kennzeichnet. In verschiedenen Protestbewegungen 
(Antifaschismus, Antikapitalismus, Antiimperialismus, 
Gentrifizierungskritik oder politisierten Fußballfan-
szenen) gebe es immer wieder Debatten um die Rolle 
von Gewalt und den Umgang mit politischen Gegnern 
und der Staatsgewalt, in deren Folge sich auch gewalt-
befürwortende und militante Strömungen ausbilden 
(Leistner et al., 2014, S. 112).
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2018, S. 110). Sie üben Gewalt als Stra-
ßenmilitanz und durch klandesti-
ne Aktionen (insbesondere Brandan-
schläge und Farbschmierereien) aus, 
schrecken aber auch vor Anschlägen 
gegen Personen nicht zurück und 
nehmen zum Teil schwerste Verlet-
zungen ihrer Opfer in Kauf. Bei den 
Autonomen handelt es sich um eine 
stark aktionsorientierte, durch einen 
geringen Organisationsgrad gekenn-
zeichnete Bewegung, die sich durch 
einen vergleichsweise hohen Anteil 
Jugendlicher auszeichnet und aktuell 
für junge Menschen die bei Weitem at-
traktivste linksradikale Strömung zu 
sein scheint (Glaser 2013, S. 7). 

Die Autonomen stellen keine ge-
schlossene Szene dar, vielmehr be-
stehen Übergänge in andere linke po-
litische Strukturen und in jugendliche 
Subkulturen. Auch gibt es kein ein-
heitliches „Weltbild“ der Autonomen, 
wobei als verbindendes Element der 
Konsens über Militanz als Mittel des 
politischen Konfliktaustrags anzu-
sehen ist. Ferner wird das staatliche 
Gewaltmonopol grundsätzlich abge-
lehnt (Mletzko 2010, S. 10; Bergsdorf 
& van Hüllen 2011, S. 59). Die Rolle von 
Gewalt sieht van Hüllen (2012, S. 56) 
als zentral für das Selbstverständnis 
von Autonomen an. Sie werde als Mit-
tel zur Befreiung von Zwängen ange-
sehen, sei Bestandteil des autonomen 
„Feelings“ und unverzichtbarer Teil 
des Lebensgefühls (Lang, 2018, S. 371). 
Kennzeichnend für den Gewaltdiskurs 
der Autonomen ist, dass die Legitimi-
tät von Gewalt immer wieder infra-
ge gestellt wird, wovon jedoch de-
ren Anwendung gegen Polizeibeamte 

und Rechtsextremisten ausdrücklich 
ausgenommen ist. Diese gelten als 
personifizierte Feindbilder, denen 
Menschenwürde und Grundrechte 
pauschal abgesprochen werden (Ba-
ron, 2012, S. 144). Selbst ausgeübte Ge-
walt gilt ganz selbstverständlich als 
Gegengewalt, mit der auf die „struk-
turelle“ Gewalt des Kapitalismus oder 
des „repressiven“ Staates sowie sei-
ner Sicherheitsorgane reagiert wird 
(Gmeiner & Micus 2018, S. 32). 

Linksextremistische Straftaten

Die Anzahl von Straftaten, die dem 
Bereich „Politisch motivierte Krimi-
nalität – links“ zugerechnet werden, 
ist im Jahr 2017 auf einen Höchstwert 
seit Einrichtung der Sonderstatis-
tik für Politisch motivierte Krimina-

lität gestiegen (9752). Als Teilmenge 
des Phänomenbereichs Politisch mo-
tivierte Kriminalität weist der Ver-
fassungsschutz in seinen jährlichen 
Berichten extremistisch motivierte 
Straftaten aus. Dies sind Straftaten, 
bei denen es Anhaltspunkte dafür 
gibt, dass sie darauf abzielen, be-
stimmte Verfassungsgrundsätze zu 
beseitigen, die für die freiheitliche 
demokratische Grundordnung prä-
gend sind (BMI 2018b, S. 24), Für das 
Jahr 2017 wurden dieser Teilmenge 
6.393 Straftaten (2016: 5230) mit links-
extremistischem Hintergrund zuge-
rechnet (BMI 2018b, S. 32).

Um die von den jeweiligen Phä-
nomenbereichen ausgehenden Be-
drohungspotentiale einschätzen zu 
können, reicht eine Betrachtung des 
Gesamtstraftatenaufkommens jedoch 
nicht aus. Es bedarf einer differen-
zierteren Berücksichtigung verschie-
dener Deliktbereiche, um etwa Sach-
beschädigungen von Gewalt- oder 
Tötungsdelikten abzugrenzen.

Eine größere Aussagekraft be-
sitzt daher die vergleichende Analyse 
von Gewaltdelikten in verschiedenen 
Extremismusbereichen. Nach Ein-
schätzung des Bundesamtes für Ver-
fassungsschutz (BfV) haben die Ak-
zeptanz und Intensität von Gewalt in 
der linksextremistischen Szene in den 
letzten Jahren spürbar zugenommen 
(Bundesministerium des Innern 2017, 
S. 101).

Ein Vergleich extremistisch mo-
tivierter Gewaltdelikte der letz-
ten neun Jahre zeigt, dass das Ge-
walttatenaufkommen links beinahe 
durchgängig über dem Gewalttaten-
aufkommen rechts gelegen hat. In-
haltlich sind mit den Anstiegen lin-

Abbildung 1: Gewaltdelikte (insgesamt) und Körperverletzungen mit links- und rechtsextremistisch motivier-
tem Hintergrund (2009–2017)
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ker Gewalttaten in den Jahren 2009, 
2011, 2013 oder 2017 zumeist Großver-
anstaltungen oder Demonstrationen 
verbunden gewesen, bei denen es zur 
Ausübung von Gewalt insbesondere 
gegen Polizisten oder „gegen rechts“ 
gekommen ist (sog. massenmilitante 
Ereignisse). Zugleich illustriert Abbil-
dung 1, dass Körperverletzungsde-
likte im linken Bereich im gleichen 
Zeitraum kontinuierlich und zum Teil 
sehr deutlich unter denen im rech-
ten Bereich lagen. Dabei ist im linken 
Phänomenbereich eine im Vergleich 
zu PMK – rechts deutlich geringere 
Quote von Körperverletzungen am 
Gesamtaufkommen der Gewalttaten 
festzustellen, die im linken Bereich 
mit einem höheren Anteil von Land-
friedensbruch- und Widerstandsde-
likten im Kontext von Demonstrati-
onsereignissen einhergeht (Mletzko, 
2017, S. 515). 

Linksextremistische Einstellungen  
in der Bevölkerung 

Extremistische Einstellungen stel-
len dann eine Gefahr dar, wenn sie sich 
zu einem Sympathiepotenzial sum-
mieren und verdichten, hinter dem 
gewalttätige Extremisten Rücken-
deckung vermuten können (Jaschke 
2006, S. 128). Ein weiterer Indikator für 
das Gefahrenpotenzial des Linksextre-
mismus ist daher die Verbreitung ent-
sprechender Einstellungen in der Be-
völkerung. 

Auf Grundlage einer repräsenta-
tiven Bevölkerungsbefragung stell-
ten Klaus Schroeder und Monika 
Deutz-Schroeder fest, dass 

■■ auf Basis einer eigens entwickel-
ten Linksextremismusskala 4 % der 
Befragten als Personen mit einem 
nahezu geschlossenen und weitere  
13 % mit einem überwiegend links-
extremen Welt- und Menschenbild 
einzustufen sind 

■■ den Einsatz politisch motivier-
ter Gewalt, sowohl gegen Sachen 
als auch gegen Personen, 7 % der 
Befragten, bejahen (Schroeder & 
Deutz-Schroeder, 2015, S. 588–589).
Die Autoren resümieren zudem, 

dass es Linksextremisten gelänge, mit 
einigen ihrer Forderungen und Ziele 
weite Teile der Bevölkerung zu errei-
chen (Schroeder & Deutz-Schroeder 
2015, S. 597). Die Studie wurde kriti-
siert, weil sich nicht alle verwende-
ten Fragen als tauglich erwiesen ha-
ben, linksextreme Einstellungen zu 
messen (Neu & Pokorny 2018, S. 195; 
Herschinger et al. 2018, S. 7).

Prävention von  
Linksextremismus

Der Staat misst der Extremismus-
prävention seit einigen Jahren eine 
hohe Bedeutung bei, weshalb seit 
1992 entsprechende Programme und 
Maßnahmen zur Extremismuspräven-
tion gefördert und seit 2001 auch die 
Demokratieförderung verstärkt in 
den Blick genommen wird (BMFSFJ & 
BMI 2016, S. 7). Aktuell werden Projek-
te der Extremismusprävention durch 
die Programme „Zusammenhalt durch 
Teilhabe“ des BMI sowie „Demokratie 
leben!“ des BMFSFJ gefördert. Neben 
der Prävention von Rechtsextremis-
mus sowie der Vorbeugung von is-
lamistischer Radikalisierung fördert 
die Bundesregierung gezielt auch die 
Präventionsarbeit gegen Linksextre-
mismus bzw. gegen „linke Militanz“ 
(BMFSFJ & BMI 2016, S. 12). Zentrale Ele-
mente der geförderten Extremismus-
prävention im Bereich „linke Militanz“ 
sind pädagogische Angebote, die  
u. a. auf Wissensvermittlung (Informa-
tion und Aufklärung) und Erfahrungs-
lernen (Förderung von Kompetenzen) 
gerichtet sind (BMFSFJ & BMI 2016,  
S. 19). Im Rahmen der Programmför-
derung sollen präventiv-pädagogi-
sche Konzepte (weiter-)entwickelt 
und die Überführung erfolgreicher 
Ansätze in die Regelstrukturen un-
terstützt werden. Als zentrale Funk-
tion der Bundesprogramme wird 
nicht die flächendeckende Bekämp-
fung des politischen Extremismus 
angesehen, sondern die beispielhaf-
te Entwicklung und Erprobung von 
Konzepten, Strategien und Arbeitsfor-
men zur Extremismusprävention und 
Demokratieförderung (BMFSFJ, 2017, 
S. 3). Basierend auf Erfahrungen aus 
den Vorgängerprogrammen sind die-
se Projekte zum Teil nicht direkt auf 
die eigentlichen Zielgruppen gerich-
tet, sondern zielen primär auf Multi-
plikatoren in pädagogischen Arbeits-
feldern ab. Zudem wird im aktuellen 
Programm mit einem phänomenüber-
greifenden Präventionsansatz gear-
beitet, der auf alle Radikalisierungs-
phänomene gerichtet ist (BMFSFJ 
2017, S. 38).

In einer Bestandaufnahme der Ex-
tremismus-Präventionslandschaft in 
Deutschland kommt das Bundeskrimi-
nalamt zu dem Ergebnis, dass von ins-
gesamt 721 identifizierten Projekten 
(Stand 2014/2015) lediglich 4 % auf den 
Phänomenbereich Linksextremismus 
gerichtet waren. Von den insgesamt 

25 ermittelten Projekten zum Linksex-
tremismus befanden sich 19 in staat-
licher und sechs in zivilgesellschaft-
licher Trägerschaft, wobei es sich in 
zwei Fällen um Aussteigerprogramme 
und ansonsten mehrheitlich um infor-
mationsvermittelnde Ansätze (z. B. in 
Form von Vorträgen oder Flyern) han-
delte (Gruber & Lützinger 2017, S. 22). 
Daraus folgern die Autoren, dass es 
kaum Projekte gebe, die im direkten 
Kontakt mit radikalisierten Personen 
arbeiten. Insgesamt wirke das Ange-
bot im Bereich der Linksextremismus-
prävention daher profillos und wenig 
vielfältig (Gruber & Lützinger 2017,  
S. 34). Bemerkenswert erscheint fer-
ner der Umstand, dass einige der ge-
nannten Projekte mangels Nachfra-
ge zum Zeitpunkt der Untersuchung 
noch gar nicht zur Anwendung ge-
kommen waren und scheinbar kaum 
einen praktischen Anwendungsbezug 
aufwiesen.

Einen inhaltlichen Schwerpunkt der 
Projekte nimmt der Erhebung zufol-
ge die Prävention von Gewalt ein, wo-
bei eher auf eine allgemeine Gewalt-
prävention als auf politisch motivierte 
Gewaltprävention abgezielt werde. 
Mit dieser eher unspezifischen inhalt-
lichen Ausrichtung solle eine Ideolo-
giefokussierung und Etikettierung 
vermieden werden, um dem Eindruck 
entgegenzuwirken einen ideologi-
schen Diskurs „ausfechten“ zu wollen 
(Gruber & Lützinger 2017, S. 23). 

Vor dem Hintergrund dieser Er-
kenntnisse zur Phänomenologie und 
Prävention des Linksextremismus ist 
das NZK der Frage nachgegangen, ob 
Evaluationen der Präventionsarbeit 
im Bereich des Linksextremismus bzw. 
der linken Militanz durchgeführt wor-
den sind und welche empirisch beleg-
ten Rückschlüsse diese zulassen. In 
den Bereichen Linksextremismus und 
linke Militanz konnten jedoch keine 
projektbezogenen Evaluationsberich-
te ermittelt werden. Fragmentarische 
Informationen über Erfahrungen aus 
der Projektpraxis lassen sich daher le-
diglich aus nicht evaluativen Projekt-
berichten sowie aus Programmeva-
luationen von Bundesprogrammen 
gewinnen.

Ergebnisse aus der Programm­
evaluation „INITIATIVE  
DEMOKRATIE STÄRKEN“

Die Bundesprogramme zur Extre-
mismusprävention werden obligato-
risch durch Programmevaluationen 
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begleitet. Zielsetzung dieser Evalua-
tionen ist es, die Umsetzung der Pro-
gramme vor dem Hintergrund ihrer 
Zielsetzungen zu begleiten, zu do-
kumentieren und zu bewerten sowie 
Entscheidungsgrundlagen für de-
ren zukünftige Ausgestaltung zu ge-
nerieren. Die Wirksamkeit einzelner 
Maßnahmen und Präventionsansätze 
steht dabei nicht im Mittelpunkt des 
Interesses. Projektübergreifend wer-
den Gelingensbedingungen, Proble-
me und Erfolgsfaktoren für verschie-
dene Präventionsansätze ermittelt. 
Ob die Präventionsangebote Einstel-
lungen und Verhalten von teilneh-
menden Personen ändern, untersu-
chen sie nicht.

Einen hohen Erkenntniswert ha-
ben diese Programmevaluationen im 
Hinblick auf grundsätzliche Merkma-
le, wie (Miss-)Erfolge des Feldzugangs, 
die Erreichung spezifischer Zielgrup-
pen oder die programmatische Aus-
gestaltung von Präventionsmaßnah-
men in bestimmten Handlungsfeldern 
(Leistner et al. 2014). Die Evaluatoren 
des Bundesprogramms „INITIATIVE 
DEMOKRATIE STÄRKEN“ heben in ih-
rem Evaluationsbericht insbesondere 
Rahmenbedingungen und Ausgangs-
probleme hervor, mit denen sich Prä-
ventionsakteure im Bereich des Links-
extremismus konfrontiert gesehen 
haben.

Sie identifizieren ein Erkenntnis- 
und Forschungsdefizit bei den Fra-
gen, wann, wie und unter welchen 
Bedingungen sich Jugendliche poli-
tisch radikalisieren. Daraus resultie-
re für die Präventionspraxis das Prob-
lem, Ansatzpunkte für pädagogische 
Maßnahmen zu identifizieren, die über 
reine Wissensvermittlung und Auf-
klärung hinausgehen (Leistner et al., 
2014, S. 97; Fuhrmann et al. 2012, S. 35).

Als problematisch erweist sich der 
Begriff Linksextremismus zur Kenn-
zeichnung des Handlungsfeldes. Zum 
einen sei der Begriff bei Präventions-
akteuren auf Ablehnung gestoßen, 
was zu Schwierigkeiten in der Konzep-
tion und Umsetzung entsprechender 
Angebote geführt habe. Zum anderen 
habe sich der Begriff negativ auf die 
öffentliche Akzeptanz von Präventi-
onsangeboten ausgewirkt, weshalb 
Zielgruppenzugänge verstellt oder 
zumindest erschwert und Versteti-
gungsprozesse der Projekte in vielen 
Fällen gar nicht erst angedacht wor-
den seien (Leistner et al. 2014, S. 142). 
Stattdessen sei von einigen Präventi-
onsakteuren der Versuch einer Präzi-
sierung problematischer Phänomene, 

wie Militanz im Kontext von Protest 
und von „linksaffinen“ Jugendkultu-
ren, vorgenommen worden. 

Im Zuge des neuen Bundespro-
gramms „Demokratie leben!“ wur-
de diesen Erfahrungen u. a. insofern 
Rechnung getragen, als dass der Pro-
grammbereich nunmehr als „linke Mi-
litanz“ betitelt wird.

Militanz in linken Szenen verstehen 
die Autoren als 

■■ Ausdruck von radikaler System-
opposition und Demokratiefeind-
schaft, 

■■ Folge eskalierender Konflikte zwi-
schen politischen Gruppen, 

■■ Folge eines situativ eskalierenden 
Protestgeschehens auf Demonst-
rationen,

■■ aber auch – losgelöst von politi-
schen Zielen – ein Attraktivitätsmo-
ment für die Teilnahme an Protest-
ereignissen.
Diese verschiedenen Ursachen und 

Einflussfaktoren militanter Gewalt 
bieten zugleich Ansatzpunkte für die 
Entwicklung themen- und zielgrup-
penspezifischer Präventionsansätze 
(BMFSFJ 2014, S. 51). Situativ kann bei 
Demonstrationen beispielsweise eine 
konfliktorientierte Deeskalation Ziel 
von Präventionsmaßnahmen sein, in 
die linke Militante direkt einbezogen 
werden. Erprobte Deeskalationsstra-
tegien sind zum Beispiel die Stärkung 
einer demokratischen Kultur in einer 
Gemeinde, in die alle relevanten ge-
sellschaftlichen Gruppen eingebun-
den werden, oder das sensible Auftre-
ten der Polizei bei Demonstrationen 
und bei der Behandlung von Protes-
tierenden (Schuhmacher 2015, S. 13).

Mit Blick auf Qualifikationsanforde-
rungen an Präventionsakteure zeige 
die Erfahrung aus dem Bundespro-
gramm, „dass für eine gelingende ge-
genstandsspezifisch ausgerichtete 
Präventionsarbeit umfassende Sze-
nekenntnisse, ausgeprägte inhaltli-
che Kenntnisse szenetypischer, teil-
weise intellektueller Diskurse sowie 
belastbare Zugänge zu den Jugendli-
chen notwendig sind“ (Leistner et al. 
2014, S. 143). 

Die Programmevaluation vermit-
telt zudem einen Eindruck von Inhal-
ten und Präventionsansätzen der ge-
förderten zehn Modellprojekte, die 
verschiedene methodische Ansät-
ze und Zielsetzungen verfolgten. Im 
Vorfeld von Radikalisierung zielten 
Projekte der primären/universellen 
Prävention auf Wissensvermittlung, 
Aufklärung, Gefahrenverdeutlichung 
und Demokratieförderung ab. Forma-

te in diesem Bereich sind etwa Work-
shops, Fortbildungen oder Planspiele. 
Workshops richten sich an Jugendli-
che oder Multiplikatoren (Lehrer, So-
zialarbeiter etc.) und zielen u. a. auf 
die Vermittlung von Wissen zu histo-
rischen oder aktuellen Beispielen des 
Linksextremismus oder zum Extre-
mismusmodell ab, wodurch Teilneh-
mer linksextremistische Phänomene 
besser verstehen, einordnen und be-
werten können sollen. Ebenfalls an die 
Allgemeinheit waren Modellprojekte 
gerichtet, in deren Mittelpunkt die 
Entwicklung von Materialien zur Wis-
sensvermittlung oder die Durchfüh-
rung organisierter Parlaments- und 
Gedenkstättenbesuche standen. An-
geboten werden solche Projekte von 
zivilgesellschaftlichen Trägern oder 
Verfassungsschutzbehörden.

Ein Projekt der sekundären/selekti-
ven Prävention verfolgte das Ziel, zu-
sammen mit Kooperationspartnern 
einen Zugang zur Zielgruppe links-
extremistisch orientierter Jugendli-
cher zu eröffnen. In verschiedenen 
Kultur- und Medienangeboten sind 
konkrete, möglichst lebensweltnahe 
Themen der Projektarbeit wie etwa 
Graffiti und Musik als Form der Gesell-
schaftskritik oder Protestformen ge-
gen Rechtsextremismus aufgegriffen 
worden. 

Als besonders erfolglos im Ziel-
gruppenzugang haben sich tertiä-
re/indizierte Projekte erwiesen, die 
linksextremistische Straftäter adres-
siert haben. Ein zivilgesellschaftliches 
Projekt verfolgte beispielsweise einen 
konfrontierenden, verantwortungs-
pädagogischen Ansatz, der ein Antige-
walttraining in Justizvollzugsanstal-
ten mit politischer Bildung verband. 
Für die Teilnahme an diesem Projekt 
konnte kein gewalttätig gewordener, 
dem linken Spektrum zuzurechnender 
Teilnehmer gewonnen werden. Ähn-
lich schwierig erweist sich die Teilneh-
mergewinnung im Rahmen staatlicher 
Ausstiegsprojekte. 

Es ist festzuhalten, dass kein em-
pirisches Wissen aus Projektevaluati-
onen im Bereich der Prävention von 
Linksextremismus bzw. linker Mili-
tanz verfügbar ist. Daher können kei-
ne Aussagen dazu getroffen werden, 
auf welchen theoretischen Grundan-
nahmen vorhandene Projekte beru-
hen, welche genauen Zielsetzungen 
die Projekte verfolgen und ob sie die-
se Ziele erreichen. Vor allem fehlt es 
an Wissen über die Wirksamkeit der 
Präventionsarbeit in diesem Präven-
tionsfeld (Neu 2012, S. 47).
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Bewertung und Empfehlungen 
zur Prävention von linker  
Militanz und Linksextremismus

Im Bereich des Extremismus sind 
Begriffsbestimmungen stärker als bei 
anderen Kriminalitätsphänomenen 
abhängig vom Wandel der jeweiligen 
staatlichen und gesellschaftlichen In-
teressen und Rechtsgutbewertun-
gen (Ziercke 2006, S. 61–62). Was ge-
sellschaftlich toleriert oder zum 
Gegenstand der Prävention gemacht 
wird, ist mit Blick auf Extremismen in 
besonderem Maße von gesellschaftli-
chen Diskursen abhängig. In diesem 
Licht erscheinen die zu beobachten-
den Unterschiede in der Bewertung 
der Gefährlichkeitspotenziale des 
Linksextremismus bzw. linker Militanz 
weniger überraschend. Aus Sicht der 
militanten Linken erwachsen gesell-
schaftliche Missstände aus dem Ka-
pitalismus, dem Faschismus, der Glo-
balisierung oder der Gentrifizierung. 
Einige Positionen der extremen Lin-
ken überlagern sich mit Sorgen, die 
in weiten Teilen der Gesellschaft ver-
breitet sind. Dazu gehören ein unge-
zügeltes Finanzsystem, ungerechte 
weltweite Wirtschaftsbeziehungen, 
steigende Mieten in den Städten so-
wie eine zunehmende Verbreitung 
rechtsextremistischer Einstellungen 
in der Bevölkerung. Einzelne Stand-
punkte der extremen Linken erschei-

nen daher Teilen der Bevölkerung ver-
ständlich und weniger bedrohlich.

Dennoch ist Prävention aufgrund 
von linksmilitanten Straftaten, ins-
besondere bei Demonstrationen und 
Großereignissen, erforderlich. Wenn 
Personen aus politischen Gründen 
Gewalt tolerieren, befürworten oder 
ausüben, sind sie potenzielle Adressa-
ten von Kriminalprävention. Trotz die-
ser Notwendigkeit ist die Anzahl der 
bisher realisierten Präventionsange-
bote im Bereich linker Militanz/Links-
extremismus vergleichsweise gering 
und sollte daher ausgebaut und kon-
kretisiert werden. 

Auch wenn zu den Radikalisierungs-
ursachen im Bereich linker Militanz 
bisher deutlich weniger empirische 
Erkenntnisse vorliegen, als dies in den 
Bereichen des rechten und islamisti-
schen Extremismus der Fall ist, spricht 
vieles dafür, dass gerade in der uni-
versellen Prävention phänomenüber-
greifende Angebote zielführend sind. 
Ziel ist es, die gesellschaftliche Resi-
lienz durch politische und kulturelle 
Bildungsarbeit zu stärken (Herschin-
ger 2018, S. 24). Inhaltlich stellt sich in 
diesem Präventionsbereich ungeach-
tet der extremistischen Ausprägung  
u. a. die Aufgabe, das Vertrauen der 
Bevölkerung in die Demokratie und 
das politische System wieder zu stär-
ken (Baier 2018, S. 52). Zugleich besteht 
ein großer Vorteil eines phänomen-
übergreifenden Präventionsansatzes 

darin, dass die Gefahr einer Stigma-
tisierung reduziert wird (Weilnböck 
& Uhlmann 2018). Dies kann sich zu-
dem positiv auf die Bereitschaft von 
Trägern auswirken, entsprechende 
Präventionsangebote zu konzipieren, 
ohne dabei deren angestammte Ziel-
gruppen zu brüskieren. Andererseits 
läuft ein phänomenübergreifender 
Ansatz Gefahr, szenespezifische Radi-
kalisierungsursachen aus dem Blick zu 
verlieren. Auf ergänzende phänomen-
spezifische Ansätze wird daher auch in 
Zukunft nicht zu verzichten sein. 

Grundsätzlich wird in diesem Bereich 
die interessierte Zivilgesellschaft mit au-
ßerschulischen Bildungsangeboten ad-
ressiert, wobei sich etwa Informations-, 
Sensibilisierungs- und Aktivierungsfor-
mate oder Maßnahmen zur Demokratie-
förderung anbieten. Konzeptionell und 
methodisch kann diesbezüglich auf Er-
fahrungen in der Rechtsextremismus-
prävention zurückgegriffen werden 
(van Hüllen 2013, S. 503). 

Auf Gruppen mit einer Affinität zu 
linker Militanz/zum Linksextremismus 
sollten sekundäre/selektive Präventi-
onsprojekte abzielen, die, in höherem 
Maße als bisher, lebensweltbezogene, 
d. h. an zentralen Problemen der Ziel-
gruppe orientierte Ansätze realisie-
ren (Lützinger & Gruber, 2017, S. 21). 
Inhaltlich geht es dabei insbesondere 
darum, Ursachen und Folgen gewalt-
tätiger Auseinandersetzungen zu er-
läutern (Srowig, 2018, S. 23) sowie die 
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Anwendung von Gewalt bzw. die Be-
deutung des staatlichen Gewaltmono-
pols zu problematisieren (van Hüllen 
2013, S. 502; Lützinger & Gruber 2017, 
S. 22). Wie dargestellt wurde, steht 
die Prävention von Linksextremismus 
und linker Militanz insbesondere vor 
dem Problem, ihre Zielgruppen zu er-
reichen. Dies gilt vor allem für Ange-
bote der selektiven und indizierten 
Prävention, für Maßnahmen also, die 
an besonders gefährdete oder be-
reits straffällig gewordene Personen 
gerichtet sind. Es ist wenig verwun-
derlich, dass diejenigen, die zum Ob-
jekt von Prävention gemacht werden 
sollen, dies nicht von sich aus begrü-
ßen. Doch gilt dies für viele Bereiche 
der Prävention, in denen täterorien-
tiert gearbeitet wird. Daher müssen, 
wie in anderen Präventionsfeldern 
auch, Anreize geschaffen und vermit-
telt werden, die eine Teilnahme für die 
Zielgruppe attraktiv machen. Attrakti-
vitätsmomente des Extremismus, wie 
Protest, Selbstinszenierung, Zugehö-
rigkeit zu einer Avantgarde, Beklei-
dungs- und Sprachcodes, Männlich-
keit und Kriegerethik, das Ausleben 
von Machtfantasien sowie Gemein-
schaftserleben müssen reflektiert 
und bei der Ausgestaltung vergleich-
bar attraktiver Gegenangebote be-
rücksichtigt werden (Baier 2018, S. 22). 

Linke Militanz manifestiert sich zu-
meist in Konfrontationsgewalt bei De-
monstrationen und Großereignissen. 
Sekundäre Prävention sollte daher ur-
sachenorientiert gezielt auf die Dees-
kalation solcher Situationen abzielen.

Aussteigerprogramme, die der ter-
tiären/indizierten Prävention zuge-
rechnet werden, waren in der Ver-
gangenheit nicht so erfolgreich wie 
im Bereich des Rechtsextremismus. 
Nach Hinweisen des nordrhein-west-
fälischen Verfassungsschutzes zum 
Aussteigerprogramm „left“, kann es 
jedoch gelingen die Zielgruppe zu er-
reichen. Ein Gelingensfaktor ist eine 
gute Vernetzung mit Akteuren der 
Justiz, Polizei und aus den zivilge-
sellschaftlichen Hilfesystemen. Prag-
matische Angebote zur Bewältigung 
mitunter multipler Problemlagen (Ar-
beits- oder Wohnungslosigkeit, Sucht-
erkrankungen etc.) und die proaktive 
Ansprache von Personen erleichtern 
den Zugang zur Zielgruppe und den 
Aufbau einer Vertrauensbasis, die für 
eine Loslösung und Distanzierung von 
extremistischen Szenen förderlich ist. 
Mit Blick auf spezifische Zielgruppen 
(wie etwa Mitglieder der kurdischen 
Arbeiterpartei PKK) erleichtern (bio-

grafische) Erfahrungen der Migrati-
ons- und Sozialisationsbedingungen 
sowie Sprachkenntnisse den Zugang 
und die Kontaktaufnahme. 

Generell müssen Präventionspro-
jekte, viel konkreter als dies bisher 
der Fall ist, ihre Ziele benennen. Wo-
rauf genau zielen die Maßnahmen ab? 
Sollen Einstellungen oder Verhaltens-
weisen verändert werden? Woran kann 
eine Einstellungsänderung festgestellt 
werden? Ab welchem Punkt kann von 
einem Erfolg einer Präventionsmaß-
nahme gesprochen werden? Eine sol-
che Präzisierung von Präventionszie-
len ist erforderlich, um Aussagen über 
die Wirksamkeit von Präventionsansät-
zen treffen zu können. Vor allem aber 
ist die Benennung konkreter Zielset-
zungen eine grundsätzliche Legitima-
tionsvoraussetzung für Prävention.

Marcus Kober ist Mitarbeiter bei der Arbeitsstelle Nationales 
Zentrum für Kriminalprävention in Bonn
Kontakt: marcus.kober@bmi.bund.de
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